
§28 Abs. 3 Novelle GenTSV – „Panikmache“ zur Aktualisierung der fachlichen 

Kenntnisse für Projektleiter und Beauftragte für die Biologische Sicherheit  

Über die Auslegung des § 28 Abs. 3 der am 01.03.2021 in Kraft tretenden GenTSV, 

der eine regelmäßige Aktualisierung der fachlichen Kenntnisse vorsieht, ist bei vielen 

Betreibern von gentechnischen Anlagen und deren Projektleitern und Beauftragten 

für die Biologische Sicherheit (BBS) Verunsicherung entstanden.  

Diese Unsicherheit wird aus unzutreffenden Aussagen gespeist, die unter 

Verwendung von Schlagworten wie „Gefahr des Verlusts der gentechnikrechtlichen 

Zulassung“, „Gefahr des Fortbestands gentechnischer Anlagen“ bzw. „umgehende 

Aktualisierung der Projektleiterscheine erforderlich“, gezielt für verstärkte 

Werbezwecke für vermeintlich sofort erforderliche Fortbildungsveranstaltungen 

genutzt werden. 

Aus gegebenem Anlass weist das Regierungspräsidium Gießen als hessische 

Gentechnik-Behörde darauf hin, dass sowohl der Stichtag zur Berechnung der 

vorgegebenen Aktualisierung innerhalb von fünf Jahren, sowie Inhalt und 

Anerkennung betreffender Fortbildungsveranstaltungen, Gegenstand einer 

aktuellen Abstimmung in der Bund-/Länder Arbeitsgemeinschaft Gentechnik 

(LAG) sind. Das Ziel dabei ist eine Harmonisierung im Sinne eines bundesweit 

einheitlichen Vollzugs.  

Ein Verlust einer gentechnikrechtlichen Zulassung oder ein Infrage stellen des 

Fortbestands einer gentechnischen Anlage ist mit dem § 28 Abs. 3 GenTSV n.F. 

in keinem Fall verbunden! 

Zudem ist davon auszugehen, dass als Stichtag zur Berechnung der 

vorgegebenen Aktualisierung der Sachkunde der Tag des Inkrafttretens der 

novellierten GenTSV, also der 01.03.2021, zu berücksichtigen ist. Das bedeutet, 

dass Projektleiter und Beauftragte für die Biologische Sicherheit (BBS) 

voraussichtlich bis zum 01.03.2026 Zeit haben, ihre Sachkunde zu aktualisieren. 

Das Regierungspräsidium Gießen wird an dieser Stelle weitere Informationen zur 

Verfügung stellen, sobald von der LAG in der Frage des Stichtags eine endgültige 

Festlegung getroffen wird. 

 

 

 


